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Ein Arbeitnehmer darf seine erworbenen Ansprüche auf bezahlten Jahres-
urlaub nicht automatisch deshalb verlieren, weil er keinen Urlaub beantragt 
hat. Zu dieser Entscheidung kam der Europäische Gerichtshof (EuGH) mit 
seinen Urteilen vom 6.11.2018.

Weist der Arbeitgeber jedoch nach, dass der Arbeitnehmer aus freien Stücken und in 
voller Kenntnis der Sachlage darauf verzichtet hat, seinen bezahlten Jahresurlaub zu 
nehmen, nachdem er in die Lage versetzt worden war, seinen Urlaubsanspruch tat-
sächlich wahrzunehmen, steht das Unionsrecht dem Verlust dieses Anspruchs und – bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses – dem entsprechenden Wegfall einer fi nanziellen 
Vergütung nicht entgegen.

Die Beweislast liegt beim Arbeitgeber, da der Arbeitnehmer als die schwächere Partei 
des Arbeitsverhältnisses anzusehen ist. Er könnte daher davon abgeschreckt werden, 
seine Rechte gegenüber seinem Arbeitgeber ausdrücklich geltend zu machen, da sich 
dieses unter Umständen zu seinem Nachteil auf das Arbeitsverhältnis auswirken könnte. 
Der Gerichtshof stellt weiter fest, dass dieses unabhängig davon gilt, ob es sich um ei-
nen öffentlichen oder einen privaten Arbeitgeber handelt.

In zwei weiteren Urteilen entschieden die EuGH-Richter, dass der Anspruch eines ver-
storbenen Arbeitnehmers auf eine fi nanzielle Vergütung für nicht genommenen bezahl-
ten Jahresurlaub im Wege der Erbfolge auch auf seine Erben übergehen kann. Somit 
können die Erben eines verstorbenen Arbeitnehmers von dessen ehemaligem Arbeit-
geber eine fi nanzielle Vergütung für den von dem Arbeitnehmer nicht genommenen 
bezahlten Jahresurlaub verlangen.

 
Jedem Arbeitsverhältnis wohnt die Nebenpfl icht des Arbeitgebers inne, die 
im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis stehenden Interessen des 
Arbeitnehmers so zu wahren, wie dies unter Berücksichtigung der Interes-
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sen und Belange beider Vertragspartner nach Treu und Glauben verlangt werden kann. 
Daraus können sich zum einen Hinweis- und Informationspfl ichten des Arbeitgebers 
ergeben. Zum anderen hat er, wenn er seinen Arbeitnehmern bei der Wahrnehmung 
ihrer Interessen behilfl ich ist, zweckentsprechend zu verfahren und sie vor drohenden 
Nachteilen zu bewahren. 

Die erkennbaren Informationsbedürfnisse des Arbeitnehmers einerseits und die Bera-
tungsmöglichkeiten des Arbeitsgebers andererseits sind stets zu beachten. Wie groß das 
Informationsbedürfnis des Arbeitnehmers ist, hängt insbesondere von der Schwierigkeit 
der Rechtsmaterie sowie von dem Ausmaß der drohenden Nachteile und deren Vorher-
sehbarkeit ab. Der Arbeitgeber darf bei Vertragsverhandlungen nichts verschweigen, was 
die vollständige Vertragsdurchführung infrage stellen kann und was ihm bekannt ist 
oder bekannt sein müsste.

Diese Grundsätze gelten auch für Entgeltumwandlungsvereinbarungen. Bei ihnen ist der 
Arbeitnehmer in erhöhtem Maß schutzbedürftig, weil es nicht allein, wie bei einer vom 
Arbeitgeber fi nanzierten betrieblichen Altersversorgung, um Vertrauensschutz geht, 
sondern unmittelbar um Entgeltschutz.

Verlangt der Arbeitnehmer einen bestimmten Teil seiner künftigen Entgeltansprüche 
nach dem Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung umzuwandeln, 
können den Arbeitgeber Hinweis- und Aufklärungspfl ichten treffen, deren Verlet-
zung Schadensersatzansprüche begründen können. Überträgt der Arbeitgeber die 
Information und Beratung über den von ihm gewählten Durchführungsweg einem 
Kreditinstitut, bleibt er trotzdem in der Haftung.

Bei dem An- und Ablegen einer besonders auffälligen Dienstkleidung handelt 
es sich nach einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 6.9.2017 um 
vergütungspfl ichtige Arbeit. Um auffällige Dienstkleidung handelt es sich, 
wenn der Arbeitnehmer aufgrund der Ausgestaltung seiner Kleidungsstücke 
in der Öffentlichkeit mit einem bestimmten Berufszweig oder einer be-

stimmten Branche in Verbindung gebracht wird. Im Entscheidungsfall handelte es sich 
um die weiße Dienstkleidung eines Krankenpfl egers.

Die Notwendigkeit des An- und Ablegens der Dienstkleidung und der damit verbundene 
Zeitaufwand des Arbeitnehmers – auch zum Aufsuchen der Umkleideräume – beru-
hen auf der Anweisung des Arbeitgebers zum Tragen der Dienstkleidung während der 
Arbeitszeit. Daher schuldet der Arbeitgeber Vergütung für die durch den Arbeitneh-
mer hierfür im Betrieb aufgewendete Zeit. Das Ankleiden mit einer vorgeschriebenen 
Dienstkleidung ist nur dann nicht lediglich fremdnützig und damit keine Arbeitszeit, 
wenn sie zu Hause angelegt und – ohne besonders auffällig zu sein – auf dem Weg zur 
Arbeitsstätte getragen werden kann. 

An der ausschließlichen Fremdnützigkeit fehlt es auch, wenn es dem Arbeitnehmer ge-
stattet ist, eine an sich besonders auffällige Dienstkleidung außerhalb der Arbeitszeit zu 
tragen, und er sich entscheidet, diese nicht im Betrieb an- und abzulegen. Dann dient 
das Umkleiden außerhalb des Betriebs nicht nur einem fremden Bedürfnis, weil der 
Arbeitnehmer keine eigenen Kleidungsstücke auf dem Arbeitsweg einsetzen muss oder 
sich aus anderen, selbstbestimmten Gründen gegen das An- und Ablegen der Dienstklei-
dung im Betrieb entscheidet.

 
Am 1.11.2018 trat das Gesetz zur Einführung einer Musterfeststellungsklage 
in Kraft. Daraufhin hat der Verbraucherzentrale Bundesverband eine Kla-
geschrift gegen die Volkswagen AG beim Oberlandesgericht Braunschweig 
eingereicht.

Das Gericht prüft nun die Klageschrift. Zu einem späteren Zeitpunkt wird die Klage in 
dem Klageregister des Bundesamtes für Justiz öffentlich bekannt gemacht. Dann kön-
nen sich Verbraucher in das Register eintragen und sich damit der Klage anschließen. 
Dem Verbraucher entstehen keine Kosten und die Verjährung wird gehemmt. Umfasst 
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sind Fahrzeuge der Marken Volkswagen, Audi, Skoda und Seat mit Dieselmotoren des 
Typs EA189. Bei dem Ergebnis der Verhandlung gibt es zwei Möglichkeiten.

 » Vergleich: Wenn ein Vergleich geschlossen wird, soll dieser auch Zahlungen an die 
angemeldeten Verbraucher umfassen. Der Vergleich wird den Betroffenen zugestellt. 
Diese können nun entscheiden, ob sie ihn gelten lassen oder ablehnen wollen. Wenn 
mehr als 70 % der angemeldeten Verbraucher den Vergleich gelten lassen, ist der 
Rechtsstreit für diese Verbraucher endgültig abgeschlossen. Wenn 30 % oder weni-
ger der angemeldeten Verbraucher den Vergleich ablehnen, können diese anschlie-
ßend noch einmal selbst klagen. Wenn der Vergleich wegen zu vieler Abmeldungen 
(30 % oder mehr) scheitert, erlässt das Gericht ein Urteil.

 » Urteil: Endet das Musterfeststellungsverfahren durch ein Urteil, ist dieses Urteil für 
das beklagte Unternehmen und für die angemeldeten Verbraucher verbindlich. Die 
Verbraucher können dann entscheiden, ob sie auf Grundlage dieses Urteils eigene 
Ansprüche an das beklagte Unternehmen stellen wollen.

   
Nach einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 
18.10.2018 steht das Unionsrecht einer nationalen Rechtsvorschrift entge-
gen, wonach der Inhaber eines Internetanschlusses, über den Urheberrechts-
verletzungen durch Filesharing begangen wurden, nicht haftbar gemacht 
werden kann, wenn er ein Familienmitglied benennt, dem der Zugriff auf 

diesen Anschluss möglich war, ohne nähere Einzelheiten zu Zeitpunkt und Art der Nut-
zung des Anschlusses durch dieses Familienmitglied mitzuteilen.

Nach Auffassung des EuGH muss ein angemessenes Gleichgewicht zwischen verschie-
denen Grundrechten, nämlich zum einen dem Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf 
und dem Recht des geistigen Eigentums und zum anderen dem Recht auf Achtung des 
Privat- und Familienlebens, gefunden werden. An einem solchen Gleichgewicht fehlt es, 
wenn den Familienmitgliedern des Inhabers eines Internetanschlusses, über den Urhe-
berrechtsverletzungen durch Filesharing begangen wurden, ein quasi absoluter Schutz 
gewährt wird.

Der Pfl ichtenkreis des Versicherungsmaklers umfasst grundsätzlich auch die 
Hilfestellung bei der Regulierung eines Versicherungsschadens. Zur eigenen 
Verantwortung des Versicherungsnehmers gehört es, sich nach einem Ver-
sicherungsfall über Ausschlussfristen nach den Versicherungsbedingungen 
zu informieren. Dieser Umstand lässt jedoch keinen Raum für die Verteidi-

gung des Versicherungsmaklers, sich auf diese Obliegenheit des Versicherungsnehmers 
zu berufen, weil diese allein das Verhältnis des Versicherungsnehmers zum Versicherer 
betrifft. Der Versicherungsnehmer bedient sich gerade des Versicherungsmaklers als 
sachkundigem Fachmann, um seine Ansprüche zu wahren und durchzusetzen. Kommt 
der Versicherungsmakler seiner Pfl icht zur Hilfestellung bei der Schadensregulierung 
nicht nach, kann dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Schadensersatz zustehen.

Bei einem Versicherungsmaklervertrag kann der zu beratenden Person, auch wenn sie 
über einschlägige Kenntnisse verfügt, regelmäßig nicht vorgehalten werden, sie hät-
te das, worüber sie der Berater hätte aufklären oder unterrichten sollen, bei entspre-
chenden Bemühungen ohne fremde Hilfe selbst erkennen können. Abweichendes kann 
gelten, wenn die zu beratende Person Warnungen oder ohne Weiteres erkennbare Um-
stände, die gegen die Richtigkeit des vom Berater eingenommenen Standpunkts spre-
chen, nicht genügend beachtet oder den Berater nicht über eine fundierte abweichende 
Auskunft unterrichtet, die sie z. B. von einer sachkundigen Person erhalten hat.

Das Oberlandesgericht Köln (OLG) hatte über ein sog. Berliner Testament mit 
Pfl ichtteilsstrafklausel zu entscheiden. Im vorliegenden Fall setzten die Ehe-
leute sich wechselseitig zu Alleinerben ein und bestimmten, dass nach dem 

Tod des Längstlebenden die vier Kinder das Vermögen zu gleichen Teilen erben sollten. 
Sollte jedoch eines der Kinder nach dem Tod des Erstversterbenden vom Überlebenden 
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seinen Pfl ichtteil fordern, so sollte es auch nach dem Tod des Überlebenden auf den 
Pfl ichtteil beschränkt bleiben (sog. Pfl ichtteilsstrafklausel).

Nach dem Tod der zuerst verstorbenen Mutter erkundigte sich eines der Kinder mittels 
eines Anwaltsschreibens nach dem Wert des Nachlasses, forderte die Vorlage eines sog. 
Nachlassverzeichnisses und erklärte, dass für die Berechnung des Pfl ichtteilsanspruches 
erforderlich ist, ein Sachverständigengutachten zum Wert des elterlichen Hausgrund-
stücks einzuholen. Gegen eine Einmalzahlung von 10.000 DM, die auf das Erbe ange-
rechnet werde, sei das Kind indes bereit, auf die Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens und die Geltendmachung des Pfl ichtteils zu verzichten. Der Vater zahlte 
daraufhin 10.000 DM, sah das Kind in der Folge aber nicht mehr als seinen Erben an.

Die Richter des OLG kamen zu der Entscheidung, dass das Kind mit diesem Schreiben 
die Pfl ichtteilsstrafklausel ausgelöst hat und nach dem Tod des Vaters nicht mehr Erbe 
ist. Das Anwaltsschreiben stellt ein ernsthaftes Verlangen des Pfl ichtteils gegenüber 
dem Vater dar, da dieser für den Fall der Nichtzahlung der 10.000 DM mit einer In-
anspruchnahme durch das Kind rechnen musste. Eine gerichtliche Durchsetzung des 
Pfl ichtteilsanspruchs ist nicht erforderlich, um die Sanktion auszulösen.

Grundsätzlich ist die gesetzliche Unfallversicherung für alle Arbeitgeber 
Pfl icht. Also auch für den privaten Arbeitgeber, der eine Haushaltshilfe be-
schäftigt. Gerade im Haushalt passieren immer wieder Unfälle und so ist der 
Arbeitgeber vor Ansprüchen seiner Haushaltshilfe bei einem Arbeits- oder 
Wegeunfall geschützt.

Am einfachsten ist die Anmeldung einer Haushaltshilfe bei der Minijob-Zentrale über 
das Haushaltsscheckverfahren. Dann übernimmt die Minijob-Zentrale die nötigen For-
malitäten und der private Arbeitgeber muss sich nicht um die Anmeldung und Beitrags-
zahlung bei der Unfallversicherung kümmern. Den Beitrag zur gesetzlichen Unfallversi-
cherung zieht die Minijob-Zentrale zweimal jährlich mit den übrigen Abgaben ein. Der 
Beitrag beträgt 1,6 % vom Verdienst der an die Haushaltshilfe gezahlt wird. Im Falle 
eines Unfalls meldet der Arbeitgeber, diesen bei der zuständigen Unfallkasse.

Erfolgt keine Anmeldung durch den privaten Arbeitgeber bei der Minijob-Zentrale, geht 
dieser ein hohes Risiko ein. Denn im Falle eines Unfalls muss er alle Kosten selbst tragen. 
Dazu gehören z. B. Transport-, Behandlungs- sowie Rehakosten und möglicherweise 
sogar Schmerzensgeld oder Schadensersatz. 

Da spätestens bei einem Unfall auffällt, dass die Haushaltshilfe „schwarz“ gearbeitet 
hat, droht zudem noch ein Bußgeld. Das Nichtanmelden eines Minijobbers im Privat-
haushalt ist nämlich eine Ordnungswidrigkeit. Wer seine Haushaltshilfe bei der Minijob-
Zentrale anmeldet, ist also auf jeden Fall auf der sicheren Seite.
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 Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
 (§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

 Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
 (§ 288 BGB seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
  (abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  (abgeschlossen ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale
 
 Verbraucherpreis- 2018: Oktober = 112,3; September = 112,1; August = 111,7; Juli = 111,6; Juni = 111,3;   
 index: 2010 = 100  Mai = 111,2; April = 110,7; März = 110,7; Februar = 110,3; Januar = 109,8 
  2017: Dezember = 110,6; November = 109,9
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! 
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Besten Dank für das 
uns im Jahr 2018

entgegen gebrachte 
Vertrauen, 

frohe Weihnachten 
und ein gesundes 
und erfolgreiches 

neues Jahr!


